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Bundesbeschluss Entwurf 
über die Volksinitiative «Für krisensicheres Geld: Geld-
schöpfung allein durch die Nationalbank! (Vollgeld-
Initiative)» 

vom ... 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

gestützt auf Artikel 139 Absatz 5 der Bundesverfassung1, 
nach Prüfung der am 1. Dezember 20152 eingereichten Volksinitiative  
«Für krisensicheres Geld: Geldschöpfung allein durch die National-bank! (Vollgeld-
Initiative)», 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom ...3, 

beschliesst: 

Art. 1 
1 Die Volksinitiative vom 1. Dezember 2015 «Für krisensicheres Geld: Geldschöp-
fung allein durch die National-bank! (Vollgeld-Initiative)», ist gültig und wird Volk 
und Ständen zur Abstimmung unterbreitet. 
2 Sie lautet: 

I 

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

Art. 99  Geld- und Finanzmarktordnung  

1 Der Bund gewährleistet die Versorgung der Wirtschaft mit Geld und Finanzdienst-
leistungen. 

Er kann dabei vom Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit abweichen. 

2 Der Bund allein schafft Münzen, Banknoten und Buchgeld als gesetzliche Zah-
lungsmittel. 

3 Die Schaffung und Verwendung anderer Zahlungsmittel sind zulässig, soweit dies 
mit dem gesetzlichen Auftrag der Schweizerischen Nationalbank vereinbar ist. 

4 Das Gesetz ordnet den Finanzmarkt im Gesamtinteresse des Landes. Es regelt 
insbesondere: 

 a. die Treuhandpflichten der Finanzdienstleister; 

  

  
1 SR 101 
2 BBl 2015 9651 
3 BBl 2016 ... 



Volksinitiative « Rettet unser Schweizer Gold (Gold-Initiative)». BB 

2 

 b. die Aufsicht über die Geschäftsbedingungen der Finanzdienstleister; 

 c. die Bewilligung und die Beaufsichtigung von Finanzprodukten; 

 d. die Anforderungen an die Eigenmittel; 

 e. die Begrenzung des Eigenhandels. 

5 Die Finanzdienstleister führen Zahlungsverkehrskonten der Kundinnen und Kun-
dinnen ausserhalb ihrer Bilanz. Diese Konten fallen nicht in die Konkursmasse. 

Art. 99a (neu)  Schweizerische Nationalbank  

1 Die Schweizerische Nationalbank führt als unabhängige Zentralbank eine Geld- 
und Währungspolitik, die dem Gesamtinteresse des Landes dient; sie steuert die 
Geldmenge und gewährleistet das Funktionieren des Zahlungsverkehrs sowie die 
Versorgung der Wirtschaft mit Krediten durch die Finanzdienstleister. 

2 Sie kann Mindesthaltefristen für Finanzanlagen setzen. 

3 Sie bringt im Rahmen ihres gesetzlichen Auftrages neu geschaffenes Geld schuld-
frei in Umlauf, und zwar über den Bund oder über die Kantone oder, indem sie es 
direkt den Bürgerinnen und Bürgern zuteilt. Sie kann den Banken befristete Darle-
hen gewähren. 

4 Sie bildet aus ihren Erträgen ausreichende Währungsreserven; ein Teil dieser 
Reserven wird in Gold gehalten. 

5 Der Reingewinn der Schweizerischen Nationalbank geht zu mindestens zwei 
Dritteln an die Kantone. 

6 Die Schweizerische Nationalbank ist in der Erfüllung ihrer Aufgaben nur dem 
Gesetz verpflichtet. 

II 

Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden wie folgt geändert: 

Art. 197 Ziff. 124 (neu) 

12. Übergangsbestimmungen zu den Art. 99 (Geld- und Finanzmarktordnung) und 
99a (Schweizerische Nationalbank) 

1 Die Ausführungsbestimmungen sehen vor, dass am Stichtag ihres Inkrafttretens 
alles Buchgeld auf Zahlungsverkehrskonten zu einem gesetzlichen Zahlungsmittel 
wird. Damit werden entsprechende Verbindlichkeiten der Finanzdienstleister gegen-
über der Schweizerischen Nationalbank begründet. Diese sorgt dafür, dass die 
Verbindlichkeiten aus der Buchgeld-Umstellung innerhalb einer zumutbaren Über-
gangsphase getilgt werden. Bestehende Kreditverträge bleiben unberührt. 

  

4 Die endgültige Ziffer dieser Übergangsbestimmung wird nach der Volksabstimmung von 
der Bundeskanzlei festgelegt. 



Volksinitiative « Rettet unser Schweizer Gold (Gold-Initiative)». BB 

3 

2 Insbesondere in der Übergangsphase sorgt die Schweizerische Nationalbank dafür, 
dass weder Geldknappheit noch Geldschwemme entsteht. Während dieser Zeit kann 
sie den Finanzdienstleistern erleichterten Zugang zu Darlehen gewähren. 

3 Tritt die entsprechende Bundesgesetzgebung nicht innerhalb von zwei Jahren nach 
Annahme der Artikel 99 und 99a in Kraft, so erlässt der Bundesrat die nötigen 
Ausführungsbestimmungen innerhalb eines Jahres auf dem Verordnungsweg. 

Art. 2 

Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Initiative abzulehnen. 

  

 

 


